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E-Patientenakte: Wichtige Einstellungen 
(Eine Ergänzung zu RB Nr. 207 Elektronische Patientenakte) 
Die elektronische Patientenakte (ePA) ist ein digitaler Gesundheitsordner für Arztbriefe und Befunde. Als 
Patientin oder Patient kann man über ePA-App der eigenen Krankenkasse nicht nur sehen was da liegt, 
sondern auch die Akte selbst verwalten.  
Das ist möglich: 
Verlängerung oder Verkürzung der Zugriffszeiten 
Grundsätzlich gilt: Arztpraxen, Kliniken und andere dürfen nur auf die ePA zugreifen, wenn das für die 
Behandlung notwendig ist. Das ist zeitlich begrenzt. Ab dem Moment, in dem die Gesundheitskarte in das 
Lesegerät gesteckt wird, hat die Arztpraxis 90 Tage Zugriff auf die ePA, laut Standardeinstellung. So lange 
können Inhalte in der ePA eingesehen und Dokumente abgelegt werden. 
Bei Apotheken ist dieser voreingestellte Zeitraum deutlich kürzer, drei Tage sind es hier. Generell gilt: Die 
Zugriffszeiten lassen sich in der ePA-App individuell verlängern oder verkürzen, laut dem Portal 
„Gesund.bund.de“. 
Gut zu wissen: Die Krankenkasse hat keinen Zugriff auf die Daten in der ePA. 
Dokumente oder die ganze ePA verbergen 
Es ist nicht möglich, einzelne Arztbriefe und Befunde für bestimmte medizinische Einrichtungen unsichtbar 
zu machen. Eine Ausnahme: Die Medikationsliste lässt sich vor einzelnen Einrichtungen verbergen. 
Laut „Gesund.bund.de“ ist folgendes möglich: 
-Man kann einstellen, dass eine bestimmte Einrichtung gar keinen Zugriff auf die ePA hat. 
-Zudem lassen sich einzelne Dokumente verbergen, die dann allerdings für niemanden mehr sichtbar sind, 
außer für einen selbst. Verborgene Dokumente kann man als Nutzerin oder Nutzer jederzeit wieder 
freigeben. Alternativ können Dokumente aus der ePA gelöscht werden, das lässt sich aber nicht rückgängig 
machen. 
Alte Arztbriefe hochladen 
Wer einen ersten Blick in die ePA wirft und einen Überblick über seine gesamte Krankenhistorie erwartet, 
wird feststellen: Die ist dort nicht zu finden. Erst seit dem 1. Oktober 2025 sind alle sogenannten 
Leistungserbringer (Arztpraxen, Krankenhäuser und Co.) dazu verpflichtet, die ePA zu befüllen. Zuvor 
passierte das auf freiwilliger Basis. Es ist aber nicht nötig alle Dokumente hochzuladen. Wer sie allerdings in 
seiner ePA haben möchte, kann sie einscannen bzw. abfotografieren und dann hochladen. Außerdem gibt 
es der Verbraucherzentrale zufolge die Möglichkeit, zweimal innerhalb von 24 Monaten die Krankenkasse zu 
bitten, ältere medizinische Dokumente zu digitalisieren.  
Quellen: gesund.bund.de, ihre-vorsorge.de 
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„Aktivrente“ 
(gekürzt) Eine Untersuchung des Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), von der Bertelsmann 
Stiftung in Auftrag gegeben, bilanziert einen „moderaten Beschäftigungseffekt“. Mit der von der 
Bundesregierung geplanten „Aktivrente“ könnten ab Anfang nächsten Jahres Berechnungen zufolge 
voraussichtlich 25.000 bis 33.000 zusätzliche Vollzeitstellen für die Altersgruppe 66 bis 70 Jahre entstehen. 
Ab Januar 2026 soll ein Zuverdienst von 2.000 Euro monatlich steuerfrei bleiben, für Menschen, die das 
individuell unterschiedliche gesetzliche Rentenalter erreicht haben und weiterarbeiten. Ziel ist es, Fachkräfte 
länger in den Betrieben zu halten. Seit 2023 können Altersrentner unbegrenzt hinzuverdienen, ohne 
Minderung der Rente. Allerdings müssen Rente und Arbeitslohn, wie andere Einkommensarten bislang 
auch, gemeinsam versteuert werden. 
Sollte die sogenannte „Aktivrente“ wie geplant kommen, wird es sich nicht, wie der Name vermuten lässt, um 
eine zusätzliche Rentenart handeln, sondern um einen Steuerbonus. Die genaue Ausgestaltung steht noch 
nicht fest, das laufende Gesetzgebungsverfahren ist abzuwarten. Den Plänen nach soll die Steuerbefreiung 
bereits im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt werden. Künftige Regelungen würden nicht für 
Selbstständige gelten. Rund 168.000 Menschen würden die „Aktivrente“ nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung in Anspruch nehmen. 
Informationen der Bundesregierung zum geplanten Gesetz: 
Kabinett beschließt Gesetzentwurf Aktivrente / Bundesregierung (16.10.25) 
Die „Aktivrente“ ist keine Rente in dem Sinne und damit auch keine Leistung der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Vielmehr ist die „Aktivrente“ eine Art Steuerbonus. Die Rentenversicherung ist vor dem 
Hintergrund auch nicht der richtige Ansprechpartner für das Thema und wäre auch gar nicht berechtigt, zu 
steuerlichen Aspekten verbindliche Aussagen zu treffen. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, ihre-vorsorge.de, Gesetzentwurf der Bundesregierung Drucksache 589/25 
 

vdek-Pflegelotse 
Der Pflegelotse des vdek ist ein unabhängiges und kostenloses Informationsportal, das Betroffenen und 
Angehörigen bei der Suche nach einer geeigneten Pflegeeinrichtung bezüglich Qualität, Lage und Kosten im 
gesamten Bundesgebiet hilft. Aufgezeigt werden zum Beispiel Informationen über Größe, Kosten, besondere 
Versorgungsformen sowie Lage und Anschriften der Einrichtungen. Auch über die Qualität der einzelnen 
Einrichtungen informiert der Pflegelotse auf Grundlage objektiver Prüfergebnisse, so dass die Möglichkeit 
besteht verschiedene Pflegeeinrichtungen miteinander zu vergleichen. 
Quelle: vdek-Pflegelotse 
 

Einkommensanrechnung bei Hinterbliebenenrenten 
Nach dem sogenannten Sterbevierteljahr wird eigenes Einkommen auf die Witwen- oder Witwerrente 
angerechnet, wenn es einen bestimmten Freibetrag übersteigt. Dieser beträgt 1.076,86 Euro seit Juli 2025 
und erhöht sich pro Kind um 228,42 Euro. Einkommen über dem Freibetrag wird zu 40 Prozent angerechnet. 
Als Einkommen gilt dabei neben Lohn für eine Erwerbstätigkeit auch die eigene Rente. Das kann eine Alters- 
oder Erwerbsminderungsrente sein. Einkommenserhöhungen werden grundsätzlich nur einmal jährlich zum 
1. Juli eines Jahres berücksichtigt. Beim Zuschlag für Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner somit 
frühestens zum 1. Juli 2026. Folglich tritt hier zum 1. Juli 2026 ein, was ursprünglich bereits zum 1. Juli 2024 
hätte passieren müssen. 
Was mit Einkommensanrechnung zu tun hat ist in der Broschüre „Hilfe in schweren Zeiten“ der Deutschen 
Rentenversicherung (DRV) festgehalten, sie kann heruntergeladen werden. 
Empfehlung zur Vermeidung von Fehlinformationen 
Die DRV weist erneut darauf hin, dass auf nichtoffiziellen Internetportalen und in Sozialen Medien teils 
ungenaue und irreführende Informationen verbreitet werden. Sie rät daher, sich bei Fragen zu Leistungen 
und Anspruchsvoraussetzungen an die offiziellen Auskunftsstellen zu wenden oder eine persönliche 
Beratung in Anspruch zu nehmen. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Ersatzkassenangebot 
(gekürzt) Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist neuer Partner des DigitalPakt Alter. Mit dem Beitritt 
will der vdek die digitale Gesundheitskompetenz älterer Menschen gezielt fördern und dazu beitragen, ihre 
gesellschaftliche Teilhabe in einer zunehmend digitalisierten Welt zu stärken. Der DigitalPakt Alter ist eine 
gemeinsame Initiative der BAGSO (Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen e. V.) und des 
Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ).  
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Die Ersatzkassen (TK, Barmer, DAK-Gesundheit, KKH, hkk und HEK) bringen ihr gemeinsames Angebot 
Gesund digital in die Partnerschaft ein. Das Online-Angebot www.gesund-digital.info richtet sich 
insbesondere an Menschen mit wenig digitaler Erfahrung. Auf der Website finden Nutzerinnen und Nutzer 
ein multimediales Informations- und Lernangebot mit Hilfestellungen in Form von Text und 
Informationsvideos. Es erklärt leicht verständlich den Umgang mit digitalen Gesundheitsanwendungen wie 
der elektronischen Patientenakte (ePA), dem E-Rezept oder den Digitalen Gesundheitsanwendungen 
(DiGA). Eine aktuelle Studie zeigt den hohen Handlungsbedarf, denn mehr als 70 Prozent der Bevölkerung 
in Deutschland verfügen über eine geringe digitale Gesundheitskompetenz, bei den über 65-Jährigen sind 
es sogar rund 85 Prozent. Diese Zahlen verdeutlichen, wie wichtig Aufklärung und niedrigschwellige 
Informationsangebote in diesem Bereich sind. Weil es besonders wichtig ist die ältere Generation 
mitzunehmen und für die Versorgung fit zu machen unterstützt der vdek den DigitalPakt Alter. Es ist Aufgabe 
der Krankenkassen die Menschen vom Nutzen der digitalen Anwendungen zu überzeugen und ihnen 
Hilfestellung für deren Anwendung anzubieten, so der vdek. 
Quelle: Verband der Ersatzkassen e. V., BAGSO, BMBFSFJ 
 

Erbschaft melden trotz Freibetrag 
(gekürzt) Wer eine Erbschaft oder ein Vermächtnis erhält, muss nicht in jedem Fall Steuern darauf bezahlen. 
Ehepartner und eingetragene Lebenspartner können von ihrem verstorbenen Lebenspartner Werte von bis 
zu 500.000 Euro steuerfrei erhalten. 
Kinder können 400.000 Euro von jedem Elternteil, Enkel bis zu 200.000 Euro von jedem Großelternteil und 
alle anderen Erben bis zu 20.000 Euro steuerfrei erben. Trotzdem, selbst wenn keine Erbschaftsteuer 
anfallen sollte, ist das Finanzamt über eine Erbschaft zu informieren. Die sogenannte Erbschaftsanzeige 
muss beim zuständigen Finanzamt innerhalb von drei Monaten nach der Kenntnis vom Vermögensübergang 
zugestellt werden. Dafür reicht ein formloses aber inhaltlich umfassendes Schreiben. Dieses muss den 
Namen, die Anschrift und den Beruf des Erblassers und des Erben enthalten. Dazu gehören weiterhin die 
Angabe des Todestages, der Sterbeort sowie die Art, der Umfang und Wert des geerbten Vermögens sowie 
der Verwandtschaftsgrad zwischen Erblasser und Erbe. 
Die Anzeige kann sowohl elektronisch über das Elster-Portal als auch in Briefform an das örtliche Finanzamt 
übermittelt werden. Nach Eingang der Meldung prüft die Behörde, ob die Abgabe einer 
Einkommensteuererklärung erforderlich ist. Selbst wenn nach eigener Meinung die geerbten Werte unterhalb 
der gesetzlichen Freibeträge liegen, entfällt die Meldepflicht nicht. Besteht auch nur die Möglichkeit 
steuerpflichtig zu sein, ist es keine gute Idee, die Meldepflicht zu vernachlässigen, denn Finanzämter sind 
gut vernetzt und erfahren von Standesämtern, Nachlassgerichten und Notaren von Todesfällen und 
Nachlassvermögen. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung, ihre-vorsorge.de 
 

Nicht verheiratete Partner schulden sich keinen Unterhalt 
Urteil: Bundessozialgericht in Kassel (BSG) Az.: B 5 R 9/24 R 
Höhere Einkommen der Ehefrau oder des Ehemannes können sich negativ auf den Anspruch auf die eigene 
Grundrente auswirken. Laut BSG: Bei der Grundrente wird das zu versteuernde Einkommen des Ehegatten, 
anders als bei Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, angerechnet. Diese Ungleichbehandlung 
verstoße nicht gegen Verfassungsrecht. Die 2021 eingeführte Grundrente ist ein individueller Zuschlag zur 
Rente. Anspruch auf den Grundrentenzuschlag können Rentner haben, die lange gearbeitet und dabei 
unterdurchschnittlich verdient haben. 
Urteilsbegründung: 
Der 5. Senat führt aus, dass Ehegatten in Deutschland einer besonderen bürgerlich rechtlichen 
Unterhaltspflicht unterlägen. Konkret heißt das: Wenn etwa die Ehefrau im Alter ausreichend Einkommen zur 
Verfügung hat, ihr Ehemann aber nicht, muss sie für ihn sorgen.  
Dagegen schulden die Partner einer nichtehelichen Partnerschaft einander keinen gesetzlichen Unterhalt. 
Sie hätten theoretisch also auch dann Anspruch auf die Grundrente, wenn ihr Partner ein höheres 
Einkommen zur Verfügung hat. 
Hinweis zur Rechtslage: Sozialgesetzbuch § 97a Abs. 1 in der seit 1. Januar 2021 geltenden Fassung. 
Quellen: Bundessozialgericht in Kassel, ihre-vorsorge.de 
 

Klosterkammer Hannover/Förderantrag 
Seit dem 17. November 2025 können Förderanträge bei der Klosterkammer Hannover erstmals vollständig 
digital eingereicht werden. Bisher mussten Anträge und die dazu gehörenden Unterlagen per Post 
eingereicht werden. Laufende bewilligte Projekte können wie gewohnt abgeschlossen werden. 
Quelle: www.klosterkammer.de 
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